






1 

Übersetzung1 

Sklavereiabkommen 

Abgeschlossen in Genf am 25. September 1926  
Von der Bundesversammlung genehmigt am 3. Oktober 19302  
Beitrittsurkunde von der Schweiz hinterlegt am 1. November 1930  
In Kraft getreten für die Schweiz am 1. November 1930 

 (Stand am 31. März 2017) 

 
Albanien, Deutschland, Österreich, Belgien, das Britische Reich, Kanada, der 
Australische Bund, die Südafrikanische Union, das Dominium von Neuseeland und 
Indien, Bulgarien, China, Kolumbien, Kuba, Dänemark, Spanien, Estland, 
Abessinien, Finnland, Frankreich, Griechenland, Italien, Lettland, Liberia, Litauen, 
Norwegen, Panama, die Niederlande, Persien, Polen, Portugal, Rumänien, das 
Königreich der Serben, Kroaten und Slowenen, Schweden, die Tschechoslowakei 
und Uruguay, 

in der Erwägung, dass die Unterzeichner der Generalakte der Brüsseler Konferenz 
von 1889 bis 90 gleicherweise erklärt haben, von der festen Absicht beseelt zu sein, 
dem Sklavenhandel in Afrika ein Ende zu bereiten, 

in der Erwägung, dass die Unterzeichner des Abkommens von St. Germain-en-Laye 
vom Jahre 1919, betreffend die Änderung der Berliner Generalakte von 1885 und 
der Generalakte der Brüsseler Erklärung von 1890, der Absicht Ausdruck verliehen 
haben, die vollständige Unterdrückung der Sklaverei in allen ihren Formen und des 
Sklavenhandels zu Lande und zur See zu verwirklichen, 

in Berücksichtigung des Berichtes der vom Völkerbundsrate am 12. Juni 1924 
ernannten zeitweiligen Sklavereikommission, 

von dem Wunsche geleitet, die dank der Brüsseler Akte geleistete Arbeit zu vervoll-
ständigen und zu entwickeln und ein Mittel zu finden, um den von den Unterzeich-
nern des Abkommens von St. Germain-en-Laye hinsichtlich des Sklavenhandels und 
der Sklaverei ausgesprochenen Absichten in der ganzen Welt zur Verwirklichung zu 
verhelfen, und in der Erkenntnis der Notwendigkeit, zu diesem Zwecke eingehende-
re Abmachungen zu treffen als die in jenem Abkommen enthaltenen, 

in der Erwägung schliesslich, dass es notwendig ist, zu verhindern, dass die Zwangs-
arbeit der Sklaverei ähnliche Zustände herbeiführe, 

haben beschlossen, ein Abkommen abzuschliessen und zu diesem Zwecke zu Be-
vollmächtigten bestellt: 

(Es folgen die Namen der Bevollmächtigten) 

  

 BS 12 52; BBl 1930 I 399 
1  Der französische Originaltext findet sich unter der gleichen Nummer in der französischen 

Ausgabe dieser Sammlung. 
2  AS 46 695 

0.311.37



Unterdrückung von bestimmten Verbrechen und Vergehen 

2 

0.311.37 

die nach Vorweisung ihrer Vollmachten folgende Bestimmungen vereinbart haben: 

Art. 1 

Für die Zwecke des vorliegenden Abkommens besteht Einverständnis über folgende 
Begriffsbestimmungen: 

1. Sklaverei ist der Zustand oder die Stellung einer Person, an der die mit dem 
Eigentumsrechte verbundenen Befugnisse oder einzelne davon ausgeübt 
werden. 

2. Sklavenhandel umfasst jeden Akt der Festnahme, des Erwerbes und der Ab-
tretung einer Person, in der Absicht, sie in den Zustand der Sklaverei zu ver-
setzen; jede Handlung zum Erwerb eines Sklaven, in der Absicht, ihn zu 
verkaufen oder zu vertauschen; jede Handlung zur Abtretung eines zum 
Verkauf oder Tausch erworbenen Sklaven durch Verkauf oder Tausch und 
überhaupt jede Handlung des Handels mit Sklaven oder der Beförderung von 
Sklaven. 

Art. 2 

Soweit die hohen vertragschliessenden Teile die erforderlichen Massnahmen nicht 
bereits getroffen haben, verpflichten sie sich, jeder für die seiner Staatshoheit, seiner 
Gerichtsbarkeit, seinem Schutze, seiner Oberherrlichkeit oder seiner Vormundschaft 
unterstellten Gebiete: 

a) den Sklavenhandel zu verhindern und zu unterdrücken; 

b) in zunehmendem Masse und sobald als möglich auf die vollständige Ab-
schaffung der Sklaverei in allen ihren Formen hinzuarbeiten. 

Art. 3 

Die hohen vertragschliessenden Teile verpflichten sich, alle zweckmässigen Mass-
nahmen zu treffen, um die Ein- und Ausschiffung und die Beförderung von Sklaven 
in ihren Hoheitsgewässern sowie überhaupt auf allen Schiffen, die ihre Flagge 
führen, zu verhindern und zu unterdrücken. 

Die hohen vertragschliessenden Teile verpflichten sich, sobald als möglich über ein 
allgemeines Abkommen über den Sklavenhandel zu verhandeln, das ihnen Rechte 
verleiht und Pflichten auferlegt, die – vorbehältlich der erforderlichen Abänderungen 
– gleicher Art sind wie die in dem Abkommen vom 17. Juni 19253 betreffend den 
internationalen Waffenhandel (Artikel 12, 20, 21, 22, 23, 24 und Paragraphen 3, 4 
und 5 des Abschnittes II des Anhanges II), vorgesehenen. Es besteht Einverständnis 
darüber, dass dieses allgemeine Abkommen die Schiffe (selbst solche geringen 
Tonnengehaltes) keines der hohen vertragschliessenden Teile anders stellen wird als 
die Schiffe der anderen hohen vertragschliessenden Teile. 

Ebenso besteht Einverständnis darüber, dass die hohen vertragschliessenden Teile 
vor oder nach dem Inkrafttreten dieses allgemeinen Abkommens vollkommen frei 

  

3  Dieses Abkommen ist nie in Kraft getreten. 
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sind, jedoch ohne von den im vorstehenden Absatz festgelegten Grundsätzen abzu-
weichen, unter sich Sondervereinbarungen zu treffen, die ihnen nach der Besonder-
heit ihrer Lage geeignet erscheinen, das vollständige Verschwinden des Sklavenhan-
dels sobald als möglich herbeizuführen. 

Art. 4 

Die hohen vertragschliessenden Teile werden einander bei der Abschaffung der 
Sklaverei und des Sklavenhandels unterstützen.4 

Art. 5 

Die hohen vertragschliessenden Teile erkennen an, dass die Anwendung der 
Zwangsarbeit oder der Arbeitspflicht ernste Folgen haben kann, und verpflichten 
sich, jeder für die seiner Staatshoheit, seiner Gerichtsbarkeit, seinem Schutze, seiner 
Oberherrlichkeit oder seiner Vormundschaft unterstellten Gebiete, durch zweckmäs-
sige Massnahmen zu verhüten, dass die Zwangsarbeit oder Arbeitspflicht der Skla-
verei ähnliche Verhältnisse herbeiführt. 

Es besteht Einverständnis darüber: 

1. dass vorbehaltlich der nachstehend in Ziffer 2 enthaltenen Übergangsbe-
stimmungen Zwangsarbeit oder Arbeitspflicht nur zu öffentlichen Zwecken 
verlangt werden kann, 

2. dass die hohen vertragschliessenden Teile in Gebieten, wo Zwangsarbeit o-
der Arbeitspflicht zu anderen als zu öffentlichen Zwecken noch besteht, sich 
bemühen werden, dieser Übung in zunehmendem Masse und so rasch als 
möglich ein Ende zu machen, und dass diese Zwangsarbeit oder Arbeits-
pflicht, solange sie noch besteht, nur ausnahmsweise gegen eine angemesse-
ne Entschädigung und unter der Bedingung Anwendung finden wird, dass 
kein Wechsel des gewöhnlichen Wohnsitzes verlangt werden darf, 

3. dass in jedem Falle die Zentralbehörden des betreffenden Gebietes die Ver-
antwortung für die Anwendung der Zwangsarbeit oder der Arbeitspflicht 
tragen sollen. 

Art. 6 

Die hohen vertragschliessenden Teile, deren Gesetzgebung zur Zeit nicht genügen 
sollte, um Übertretungen von Gesetzen und Vorschriften zu unterdrücken, die in der 
Absicht erlassen wurden, dem vorliegenden Abkommen Wirkung zu verleihen, 
verpflichten sich, die erforderlichen Massnahmen zu ergreifen, damit solche Über-
tretungen mit schweren Strafen belegt werden. 

  

4  Für die Rechtshilfe zwischen der Schweiz und den Vereinigten Staaten von Amerika 
siehe Art. 36 des BG vom 3. Okt. 1975 zum Staatsvertrag mit den Vereinigten Staaten 
von Amerika über gegenseitige Rechtshilfe in Strafsachen (SR 351.93). 
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Art. 7 

Die hohen vertragschliessenden Teile verpflichten sich, einander und dem General-
sekretär der Organisation der Vereinten Nationen5 die Gesetze und Vorschriften 
mitzuteilen, die sie zur Durchführung der Bestimmungen des vorliegenden Abkom-
mens erlassen werden. 

Art. 8 

Die hohen vertragschliessenden Teile vereinbaren, alle Streitigkeiten, die über die 
Auslegung oder Anwendung dieses Abkommens zwischen ihnen entstehen könnten 
und die durch unmittelbare Verhandlungen nicht beigelegt werden können, dem 
Internationalen Gerichtshof6 zur Entscheidung vorzulegen. Sind die Staaten, zwi-
schen denen ein Streitfall entsteht, oder einer von ihnen nicht Vertragspartner des 
Statuts des Internationalen Gerichtshofes7 8, so ist der Streitfall, je nach dem 
Wunsch der Parteien und nach den Verfassungsvorschriften einer jeden von ihnen, 
entweder dem Internationalen Gerichtshof9 oder einem gemäss dem Abkommen 
vom 18. Oktober 190710 zur friedlichen Erledigung internationaler Streitfälle gebil-
deten Schiedsgericht oder einem beliebigen anderen Schiedsgerichte zu unterbreiten. 

Art. 9 

Jeder der hohen vertragschliessenden Teile kann bei der Unterzeichnung, bei der 
Ratifizierung oder bei seinem Beitritt erklären, dass seine Annahme des vorliegen-
den Abkommens die Gesamtheit oder einzelne seiner Staatshoheit, seiner Gerichts-
barkeit, seinem Schutze, seiner Oberherrlichkeit oder seiner Vormundschaft unter-
stellte Gebiete zur Anwendung aller oder einzelner Bestimmungen des Abkommens 
nicht binde; er kann in der Folge namens eines jeden solchen Gebietes ganz oder 
teilweise besonders beitreten. 

Art. 10 

Sollte einer der hohen vertragschliessenden Teile das vorliegende Abkommen zu 
kündigen wünschen, so ist die Kündigung schriftlich dem Generalsekretär der Orga-
nisation der Vereinten Nationen11 zu notifizieren. Dieser stellt allen übrigen hohen 
vertragschliessenden Teilen sofort eine beglaubigte Abschrift dieser Notifizierung zu 
und setzt sie von dem Tage ihres Eingangs in Kenntnis. 

  

5  Fassung gemäss Abänderungsprot. vom 7. Dez. 1953, in Kraft seit 7. Dez. 1953  
(AS 1954 315). 

6  Fassung gemäss Abänderungsprot. vom 7. Dez. 1953, in Kraft seit 7. Dez. 1953  
(AS 1954 315). 

7  Fassung gemäss Abänderungsprot. vom 7. Dez. 1953, in Kraft seit 7. Dez. 1953  
(AS 1954 315). 

8  SR 0.193.501 
9  Fassung gemäss Abänderungsprot. vom 7. Dez. 1953, in Kraft seit 7. Dez. 1953  

(AS 1954 315). 
10  SR 0.193.212 
11  Fassung gemäss Abänderungsprot. vom 7. Dez. 1953, in Kraft seit 7. Dez. 1953  

(AS 1954 315). 



Sklavereiabkommen 

5 

0.311.37 

Die Kündigung wird nur für den Staat wirksam, der sie notifiziert hat, und zwar nach 
Ablauf eines Jahres nach Eingang der Notifizierung beim Generalsekretär der Orga-
nisation der Vereinten Nationen12. 

Die Kündigung kann auch für jedes Gebiet, das der Staatshoheit, der Gerichtsbar-
keit, dem Schutze, der Oberherrlichkeit oder der Vormundschaft des betreffenden 
Staates unterstellt ist, besonders erfolgen. 

Art. 11 

Das vorliegende Abkommen, das das heutige Datum trägt und dessen französischer 
und englischer Wortlaut gleich massgebend sind, wird für die Staaten, die Mitglieder 
des Völkerbundes sind, bis zum 1. April 1927 zur Unterzeichnung offen bleiben. 

Das vorliegende Abkommen steht allen Staaten zum Beitritt offen, einschliesslich 
derer, die nicht Mitglieder der Organisation der Vereinten Nationen sind, denen der 
Generalsekretär eine beglaubigte Abschrift des Abkommens zugestellt hat.13 

Der Beitritt erfolgt durch Hinterlegung einer Urkunde beim Generalsekretär der 
Organisation der Vereinten Nationen, der alle Mitgliedstaaten des Abkommens und 
alle andern, im vorliegenden Artikel erwähnten Staaten darüber unterrichtet und 
ihnen das Datum zur Kenntnis bringt, an dem jede dieser Beitrittsurkunden hinter-
legt worden ist.14 

Art. 12 

Das vorliegende Abkommen wird ratifiziert, und die Ratifikationsurkunden werden 
im Büro des Generalsekretärs der Organisation der Vereinten Nationen15 hinterlegt 
werden, der die hohen vertragschliessenden Teile davon in Kenntnis setzt. 

Das Abkommen wird für jeden Staat mit dem Tage der Hinterlegung seiner Ratifika-
tion oder seiner Beitrittserklärung rechtswirksam werden. 

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten das vorliegende Abkommen mit ihrer 
Unterschrift versehen. 

Geschehen zu Genf, am fünfundzwanzigsten September eintausendneunhundert-
sechsundzwanzig, in einer einzigen Ausfertigung, die im Archiv des Völkerbundes16 

  

12  Fassung gemäss Abänderungsprot. vom 7. Dez. 1953, in Kraft seit 7. Dez. 1953  
(AS 1954 315). 

13  Fassung gemäss Abänderungsprot. vom 7. Dez. 1953, in Kraft seit 7. Dez. 1953  
(AS 1954 315). 

14  Fassung gemäss Abänderungsprot. vom 7. Dez. 1953, in Kraft seit 7. Dez. 1953  
(AS 1954 315). 

15  Fassung gemäss Abänderungsprot. vom 7. Dez. 1953, in Kraft seit 7. Dez. 1953  
(AS 1954 315). 

16  Nach der Auflösung des Völkerbundes ist das Generalsekretariat der Vereinten Nationen 
mit den hier erwähnten Funktionen betraut (vgl. BBl 1946 II 1222 1227 ff.). 
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hinterlegt bleibt. Eine beglaubigte Abschrift wird jedem Signatarstaat übermittelt 
werden. 

(Es folgen die Unterschriften) 
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Geltungsbereich am 31. März 201717 

 

Vertragsstaaten Ratifikation
Beitritt (B) 
Nachfolgeerklärung (N)

Inkrafttreten

 
 

Afghanistan   9. November 1935 B   9. November 1935 
Ägypten 25. Januar 1928 B 25. Januar 1928 
Albanien   2. Juli 1957 B   2. Juli 1957 
Algerien 20. November 1963 B 20. November 1963 
Antigua und Barbuda 25. Oktober 1988 N   1. November 1981 
Aserbaidschan 16. August 1996 B 16. August 1996 
Äthiopien 21. Januar 1969 21. Januar 1969 
Australien 18. Juni 1927 18. Juni 1927 
Bahamas 10. Juni 1976 N 10. Juli 1973 
Bahrain* 27. März 1990 B 27. März 1990 
Bangladesch   7. Januar 1985 B   7. Januar 1985 
Barbados 22. Juli 1976 30. November 1966 
Belarus 13. September 1956 B 13. September 1956 
Belgien 23. September 1927 23. September 1927 
Benin   4. April 1962 N   1. August 1960 
Bolivien   6. Oktober 1983 B   6. Oktober 1983 
Bosnien und Herzegowina   1. September 1993 N   6. März 1992 
Brasilien   6. Januar 1966 B   6. Januar 1966 
Bulgarien   9. März 1927   9. März 1927 
Chile 20. Juni 1995 B 20. Juni 1995 
China 22. April 1937 22. April 1937 
    Hongkong a 10. Juni 1997   1. Juli 1997 
    Macau b 19. Oktober 1999 20. Dezember 1999 
Côte d’Ivoire   8. Dezember 1961 N   7. August 1960 
Dänemark 17. Mai 1927 17. Mai 1927 
Deutschland 12. März 1929 12. März 1929 
Dominica 17. August 1994 N   3. November 1978 
Ecuador 26. März 1928 B 26. März 1928 
Estland 16. Mai 1929 16. Mai 1929 
Fidschi 12. Juni 1972 N 10. Oktober 1970 
Finnland 29. September 1927 29. September 1927 
Frankreich 28. März 1931 28. März 1931 
Ghana   3. Mai 1963 N   5. März 1957 
Griechenland   4. Juli 1930   4. Juli 1930 
Guatemala 11. November 1983 B 11. November 1983 
Guinea 30. März 1962 N   2. Oktober 1958 
Haiti   3. September 1927 B   3. September 1927 
Indien* 18. Juni 1927 18. Juni 1927 
     

  

17 AS 1972 717, 1980 220, 1982 1306, 1984 223, 1986 320, 1987 797, 1991 943,  
2005 1145, 2008 3959 und 2017 2421. Eine aktualisierte Fassung des Geltungsbereiches 
findet sich auf der Internetseite des EDA (www.eda.admin.ch/vertraege). 



Unterdrückung von bestimmten Verbrechen und Vergehen 

8 

0.311.37 

 

Vertragsstaaten Ratifikation
Beitritt (B) 
Nachfolgeerklärung (N)

Inkrafttreten

 
 

Irak 18. Januar 1929 B 18. Januar 1929
Irland 18. Juli 1930 B 18. Juli 1930
Israel**   6. Januar 1955 B   6. Januar 1955
Italien 25. August 1928 25. August 1928
Jamaika 30. Juli 1964 N   6. August 1962
Jemen   9. Februar 1987 B   9. Februar 1987
Jordanien   5. Mai 1959 B   5. Mai 1959
Kamerun   7. März 1962 N   1. Januar 1960
Kanada   6. August 1928   6. August 1928
Kasachstan   1. Mai 2008 B   1. Mai 2008
Kirgisistan   5. September 1997 B   5. September 1997
Kongo (Brazzaville) 15. Oktober 1962 N 15. August 1960
Kroatien 12. Oktober 1992 N   8. Oktober 1991
Kuba   6. Juli 1931   6. Juli 1931
Kuwait 28. Mai 1963 B 28. Mai 1963
Lesotho   4. November 1974 N   4. Oktober 1966
Libanon 25. Juni 1931 B 25. Juni 1931
Liberia 17. Mai 1930 17. Mai 1930
Libyen 14. Februar 1957 B 14. Februar 1957
Madagaskar 12. Februar 1964 B 12. Februar 1964
Malawi   2. August 1965 B   2. August 1965
Mali   2. Februar 1973 N 22. September 1960
Malta   3. Januar 1966 21. September 1964
Marokko 11. Mai  1959 11. Mai  1959
Mauretanien   6. Juni 1986 B   6. Juni 1986
Mauritius 18. Juli 1969 N 12. März 1968
Mazedonien 18. Januar 1994 N 17. November 1991
Mexiko   8. September 1934 B   8. September 1934
Monaco 17. Januar 1928 B 17. Januar 1928
Mongolei 20. Dezember 1968 B 20. Dezember 1968
Montenegro 23. Oktober 2006 N   3. Juni 2006
Myanmar* 18. Juni 1927 18. Juni 1927
Nepal   7. Januar 1963 B   7. Januar 1963
Neuseeland 18. Juni 1927 18. Juni 1927
Nicaragua   3. Oktober 1927 B   3. Oktober 1927
Niederlande   7. Januar 1928   7. Januar 1928
    Aruba   7. Januar 1928   7. Januar 1928
    Curaçao   7. Januar 1928   7. Januar 1928
    Karibische Gebiete (Bonaire, 
    Sint Eustatius und Saba)   7. Januar 1928   7. Januar 1928
    Sint Maarten   7. Januar 1928   7. Januar 1928
Niger 25. August 1961 N   3. August 1960
Nigeria 26. Juni 1961 N   1. Oktober 1960
Norwegen 10. September 1927 10. September 1927
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Vertragsstaaten Ratifikation
Beitritt (B) 
Nachfolgeerklärung (N)

Inkrafttreten

 
 

Österreich 19. August 1927 19. August 1927 
Pakistan 30. September 1955 B 30. September 1955 
Papua-Neuguinea 27. Januar 1982 B 27. Januar 1982 
Paraguay 27. September 2007 B 27. September 2007 
Philippinen 12. Juli 1955 B 12. Juli 1955 
Polen 17. September 1930 17. September 1930 
Portugal   4. Oktober 1927   4. Oktober 1927 
Rumänien 22. Juni 1931 22. Juni 1931 
Russland   8. August 1956 B   8. August 1956 
Salomoninseln   3. September 1981 N   7. Juli 1978 
Sambia 26. März 1973 N 24. Oktober 1964 
St. Lucia 14. Februar 1990 N 22. Februar 1979 
St. Vincent und die Grenadinen   9. November 1981 B   9. November 1981 
Saudi-Arabien   5. Juli 1973 B   5. Juli 1973 
Schweden 17. Dezember 1927 17. Dezember 1927 
Schweiz   1. November 1930 B   1. November 1930 
Senegal   2. Mai 1963 N 20. Juni 1960 
Serbien 12. März 2001 N 27. April 1992 
Seychellen   5. Mai 1992 B   5. Mai 1992 
Sierra Leone 13. März 1962 N 27. April 1961 
Slowakei 28. Mai 1993 N   1. Januar 1993 
Spanien 12. September 1927 12. September 1927 
Sri Lanka 21. März 1958 B 21. März 1958 
Südafrika 18. Juni 1927 18. Juli 1927 
Sudan   9. September 1957 N   1. Januar 1956 
Suriname 12. Oktober 1979 N 25. November 1975 
Syrien 25. Juni 1931 B 25. Juni 1931 
Tansania 28. November 1962 B 28. November 1962 
Togo 27. Februar 1962 N 27. April 1960 
Trinidad und Tobago 11. April 1966 N 31. August 1962 
Tschechische Republik 22. Februar 1993 N   1. Januar 1993 
Tunesien 15. Juli 1966 B 15. Juli 1966 
Türkei 24. Juli 1933 B 24. Juli 1933 
Turkmenistan   1. Mai 1997 B   1. Mai 1997 
Uganda 12. August 1964 B 12. August 1964 
Ukraine 27. Januar 1959 B 27. Januar 1959 
Ungarn 17. Februar 1933 B 17. Februar 1933 
Uruguay   7. Juni 2001 B   7. Juni 2001 
Vereinigtes Königreich 18. Juni 1927 18. Juni 1927 
Vereinigte Staaten* 21. März 1929 B 21. März 1929 
Vietnam 14. August 1956 B 14. August 1956 
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Vertragsstaaten Ratifikation
Beitritt (B) 
Nachfolgeerklärung (N)

Inkrafttreten

 
 

Zentralafrikanische Republik   4. September 1962 N 13. August 1960
Zypern 21. April 1986 N 16. August 1960
 

* Vorbehalte und Erklärungen.
** Einwendungen.  

Die Vorbehalte, Erklärungen und Einwendungen werden in der AS nicht veröffentlicht. Die 
französischen und englischen Texte können auf der Internetseite der Vereinten Nationen: 
https://treaties.un.org/ eingesehen oder bei der Direktion für Völkerrecht, Sektion Staats-
verträge, 3003 Bern, bezogen werden.

a Seit dem 1. Juli 1997 bildet Hongkong eine besondere Verwaltungsregion (SAR) der 
Volksrepublik China. Auf Grund der chinesischen Erklärung vom 10. Juni 1997 ist das 
Übereink. seit dem 1. Juli 1997 auch in der SAR Hongkong anwendbar.

b Seit dem 20. Dez. 1999 bildet Macau eine besondere Verwaltungsregion (SAR) der Volks-
republik China. Auf Grund der chinesischen Erklärung vom 1. Dez. 1999 ist das Übereink. 
seit dem 20. Dez. 1999 auch in der SAR Macau anwendbar. 



































Deutscher Bundestag 

2. Wahlperiode 

1953 

Drucksache 1025 

Bundesrepubik Deutschland 

Der Bundeskanzler 

4 — 40001 — 2109/54 II 

Bonn, den 30. November 1954 

An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über Todeserklärungen 

nach der Konvention der Vereinten Nationen vom 

6. April 1950 über die Todeserklärung 

Verschollener 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes-

tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 129. Sitzung am 15. Oktober 1954 ge-

mäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 

Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 



Entwurf eines Gesetzes 
über Todeserklärungen nach der Konvention der Vereinten Nationen 

vom 6. April 1950 über die Todeserklärung Verschollener 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

Die Vorschriften des Verschollenheitsge

-

setzes vom 15. Januar 1951 (Bundesgesetzbl. 
I S. 63) und des Gesetzes zur Änderung von 
Vorschriften des Verschollenheitsrechts vorn 
15. Januar 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 59) blei-
ben durch den Beitritt der Bundesrepublik 
Deutschland zu der am 6. April 1950 von 
der Konferenz der Vereinten Nationen über 
die Todeserklärung Verschollener angenom-
menen Konvention über die Todeserklärung 
Verschollener (Konvention) unberührt. 

§ 2 

Auf das Verfahren nach der Konvention 
sind das Verschollenheitsgesetz und das Ge-
setz zur Änderung von Vorschriften des Ver-
schollenheitsrechts entsprechend anzuwenden, 
soweit in der Konvention oder in diesem 
Gesetz nichts anderes bestimmt ist. 

§  

(1) Für das Aufgebotsverfahren zum 
Zwecke der Todeserklärung nach der Kon-
vention ist das Amtsgericht Schöneberg in 
Berlin-Schöneberg ausschließlich zuständig. 

(2) Ist ein Aufgebotsverfahren nach dem 
Verschollenheitsgesetz oder nach Artikel 2 
des Gesetzes zur Änderung von Vorschriften 
des Verschollenheitsrechts anhängig, so kann 
jeder Antragsteller beantragen, daß das Ver-
fahren nach den Vorschriften der Konvention 
durchgeführt wird. In diesem Falle hat das 
Gericht das Verfahren an das Amtsgericht 
Schöneberg in Berlin-Schöneberg abzugeben, 
sofern das Verfahren nicht schon bei diesem 
Gericht anhängig ist. Der Abgabebeschluß ist 
unanfechtbar und für das Amtsgericht Schö-
neberg bindend. 

§ 4 

Neben den in der Konvention vorgeschrie-
benen Mitteilungen an das Internationale 
Büro für Todeserklärungen sind auch die 
öffentlichen Bekanntmachungen anzuordnen, 
die in dem Verschollenheitsgesetz vorgesehen 
sind. § 5 des Artikels 2 des Gesetzes zur Än-
derung von Vorschriften des Verschollen-
heitsrechts ist anzuwenden. 

§ 5 

(1) Wird ein Antrag auf Durchführung 
des Verfahrens nach den Vorschriften der 
Konvention gestellt, so ist ein nach dem Ver-
schollenheitsgesetz oder dem Artikel 2 des 
Gesetzes zur Änderung von Vorschriften des 
Verschollenheitsrechts anhängiges Aufgebots-
verfahren, sofern nicht der Antrag nach § 3 
Abs. 2 Satz 1 gestellt wird, bis zur rechts-
kräftigen Entscheidung des Verfahrens nach 
der Konvention auszusetzen. Wird in dem 
Verfahren nach der Konvention der Verschol-
lene rechtskräftig für tot erklärt, so ist das 
andere Verfahren erledigt. Wird in dem Ver-
fahren nach der Konvention der Antrag auf 
Todeserklärung rechtskräftig zurückgewiesen, 
so kann das andere Verfahren nur fortgesetzt 
werden, wenn in ihm Tatsachen oder Beweis-
mittel vorgebracht werden, die in dem Ver-
fahren nach der Konvention aus rechtlichen 
oder tatsächlichen Gründen nicht berücksich-
tigt werden konnten. 

(2) Ist ein Verfahren nach den Vorschrif-
ten der Konvention anhängig, so kann ein 
Antrag auf Todeserklärung nach dem Ver

-schollenheitsgesetz oder nach Artikel 2 des 
Gesetzes zur Änderung des Verschollenheits-
rechts nicht gestellt werden. Absatz 1 Satz 2 
und 3 gilt sinngemäß. 

§ 6 

In den Fällen des Artikels 6 der Konven-
tion entscheidet das Gericht durch unanfecht-
baren Beschluß. 



§ 7  

In dem Verfahren vor dem Amtsgericht  

und in dem Verfahren nach Artikel 6 der  
Konvention werden Gerichtskosten nicht er-
hoben.  

§ 8  

Dieses Gesetz und das Gesetz zur Ände-
rung von Vorschriften des Verschollenheits

-

rechts gelten auch im Lande Berlin, sobald  

das Land Berlin gemäß Artikel 87 Abs. 2  
seiner Verfassung die Anwendung der Ge-
setze beschlossen hat.  

§ 9  

Dieses Gesetz tritt mit dem Tage in Kraft,  
an dem die Konvention auf Grund ihres  
Artikels 14 Abs. 2 für die Bundesrepublik  
Deutschland in Kraft tritt.  

Begründung  

Der Entwurf eines Gesetzes über Todeser-
klärungen nach der Konvention der Verein-
ten Nationen vom 6. April 1950 über die  
Todeserklärung Verschollener ergänzt den  
Entwurf eines Gesetzes über den Beitritt der  
Bundesrepublik Deutschland zu der Konven-
tion der Vereinten Nationen vom 6. April 

 1950. Er soll der Durchführung der Verfah-
ren nach der Konvention dienen und das  
Verhältnis des Rechts ,der Konvention zu  
dem bereits geltenden innerstaatlichen Ver-
schollenheitsrecht regeln.  

Im einzelnen ist folgendes zu bemerken:  

Zu § 1  

Die Vorschrift des 5 1 stellt klar, daß die  
Vorschriften des Verschollenheitsgesetzes vom  

15. Januar 1951 und des Gesetzes zur Ände

-

rung von vorschriften des Verschollenneits

-

rechts durch den Beitritt der Bundesrepublik  
zu der Konvention nicht berührt werden.  
Das bedeutet, daß das Todeserklärungsver-
fahren nach der Konvention neben die schon  

nach geltendem Recht in der Bundesrepublik  

und Berlin (West) gegebenen Möglichkeiten  
,der Todeserklärung tritt. Der Antragsteller  
hat also die Wahl, ob er einen Antrag auf  

Durchführung des Verfahrens nach der Kon-
vention oder nach den Vorschriften des Ver-
schollenheitsgesetzes vorn 15. Januar 1951  

und des Gesetzes zur Änderung von Vor-
schriften des Verschollenheitsrechts stellen  
will.  

Zu § 2  

In der Schlußakte der Konferenz der Verein-
ten Nationen über die Todeserklärung Ver-
schollener ist unter Buchstabe a festgestellt wor-
den, daß alle nicht ausdrücklich durch die  
Konvention geregelten Fragen unter der  

Herrschaft der nationalen Gesetzgebung der  

vertragschließenden Staaten bleiben. § 2 be

-

stimmt daher, daß auf die Verschollenheits-
verfahren, die nach der Konvention durchge-
führt werden, das deutsche Verschollenheits-
recht entsprechend anzuwenden ist ,  soweit  
nicht in der Konvention oder in diesem Ge-
setz etwas anderes bestimmt ist. Somit rich-
ten sich namentlich die verfahrensrechtlichen  

Fragen überwiegend nach dem in der  Bun-
desrepublik  und Berlin (West) geltenden Ver-
schollenheitsrecht. Auch für die Aufhebung  
der Todeserklärung (§ 30 des Verschollen-
heitsgesetzes) oder die nachträgliche Ände-
rung des Todeszeitpunktes (§ 33a des Ver

-

schollenheitsgesetzes) ist das innerstaatliche 
Recht maßgebend.  

Zu § 3  

Da wohl nicht damit gerechnet werden kann,  
daß zahlreiche Anträge auf  Todeserklärung  

nach der Konvention gestellt werden, er-
scheint die Begründung der ausschließlichen  

Zuständigkeit eines Gerichts für die Bundes-
republik und Berlin (West) im Interesse einer  
einheitlichen Handhabung der Vorschriften  
des Abkommens und dieses Gesetzes zweck-
mäßig. § 3 Abs. 1 macht daher von der in  
Art. 2 Abs. 3 der Konvention vorgesehenen  
Möglichkeit Gebrauch und begründet für alle  
Aufgebotsverfahren, für die ein Gericht in  
der Bundesrepublik oder Berlin (West) zu

-

ständig wäre, in Anlehnung an §  15 b des 
Verschollenheitsgesetzes die ausschließliche  

örtliche Zuständigkeit des Amtsgerichts  

Schöneberg in Berlin-Schöneberg.  

Es erscheint gerechtfertigt, dem Antragsteller  

in einem nach dem Verschollenheitsgesetz  

oder nach Art. 2 des Gesetzes zur Änderung  
des Verschollenheitsrechts anhängigen Auf-
gebotsverfahren die Möglichkeit zu geben,  

das Verfahren nach den Vorschriften der  

Konvention weiterführen zu lassen. Er wird  
dadurch in die Lage versetzt, sich die durch  



die Anerkennung der Todeserklärung in den 
anderen Vertragsstaaten bietenden Rechts-
vorteile zu verschaffen. § 3 Abs. 2 des Ent-
wurfs sieht daher die Überleitung eines an-
hängigen Aufgebotsverfahrens in ein Verfah-
ren nach der Konvention vor. Das gilt so-
wohl für die Fälle, in denen bei Inkrafttreten 
der Konvention bereits ein Aufgebotsverfah-
ren anhängig ist, als auch für die Fälle, in 
denen erst nach diesem Zeitpunkt ein Aufge-
botsverfahren nach den allgemeinen Vor-
schriften beantragt wird. 

Zu § 4 

Es muß verhindert werden, daß in der Bun-
desrepublik einschließlich Berlin (West) über 
denselben Verschollenen neben dem Verfah-
ren nach der Konvention etwa noch ein Ver-
fahren nach dem Verschollenheitsgesetz oder 
nach Art. 2 des Gesetzes zur Änderung des 
Verschollenheitsrechts durchgeführt wird, von 
dem das Amtsgericht Schöneberg in Berlin-
Schöneberg nichts erfährt. Das Amtsgericht 
Schöneberg oder das Beschwerdegericht soll 
daher nach § 4 auch bei einem Verfahren nach 
,der Konvention ,die nach innerdeutschem Recht 
vorgesehenen öffentlichen Bekanntmachungen 
anordnen. Dadurch wird es den anderen 
Gerichten, bei denen etwa später ein Antrag 
auf Todeserklärung gestellt wird, ermöglicht, 
festzustellen, ob bereits ein Verfahren nach 
der Konvention anhängig war oder ist. Zur 
Erleichterung dieser Feststellung ist in Aus-
sicht genommen, die das Aufgebotsverfahren 
nach der Konventionbetreffenden öffent-
lichen Bekanntmachungen in einem besonde-
ren Abschnitt der Verschollenheitsliste zu 
veröffentlichen. 

Zu §5 

§ 5 ergänzt den § 4 des Entwurfs. Er will, 
falls das nach dem bisherigen innerdeutschen 
Recht zuständige Gericht anhand der in § 4 
vorgeschriebenen Veröffentlichungen oder 
durch Befragen der Beteiligten (§ 12 RFGG) 
festgestellt hat, daß ein Verfahren nach der 
Konvention in einem Vertragsstaat anhängig 
ist oder wird, das Nebeneinander beider Ver-
fahren regeln und einander widersprechende 
Entscheidungen verhüten. Mit Rücksicht auf 
Rechtsvorteile, die eine Todeserklärung nach 
der Konvention durch die Anerkennung in 
den anderen Vertragsstaaten bietet, wird 
hierbei dem Verfahren nach der Konvention 
gegenüber dem Verfahren nach dem bisheri

-

gen innerdeutschen Recht der Vorrang einge-
räumt. 

Zu §6 

Die Vorschrift dient der Durchführung des 
Art. 6 der Konvention. Es erscheint weder 
erforderlich noch zweckmäßig, gegen die Ent

-

scheidung ein Rechtsmittel zuzulassen, weil 
regelmäßig das entscheidende Gericht allein 
am besten in der Lage sein wird, zu beur-
teilen, ob das von ihm rechtskräftig entschie-
dene Aufgebotsverfahren den Erfordernissen 
der Konvention entspricht. 

Zu §7 

Bereits Art. 2 § 6 des Gesetzes zur Änderung 
von Vorschriften des Verschollenheitsrechts 
enthält in den Fällen der Kriegsverschollen-
heit für das Todeserklärungsverfahren oder 
das Verfahren zur Feststellung der Todeszeit 
vor dem Amtsgericht eine Bestimmung, wo-
nach in diesem Verfahren Gerichtskosten 
nicht erhoben werden. Es ist wegen Art. 12 
der Konvention erforderlich, diese Regelung 
auch für die Verfahren nach der Konvention 
zu übernehmen. Entsprechendes soll auch für 
die Verfahren nach Art. 6 der Konvention 
gelten. 

Zu §8 

§ 8 regelt die Geltung des Gesetzes in Berlin. 
Seine Fassung weist gegenüber der sonst übli-
chen Berlin-Klausel eine Besonderheit auf, die 
sich daraus ergibt, daß das. Gesetz zur Ände-
rung von Vorschriften des Verschollenheits-
rechts vom 15. Januar 1951 (BGBl. I S. 59) 
bisher in Berlin noch nicht gilt. Durch die 
vorgesehene Fassung der Berlin-Klausel soll es 
ermöglicht werden, auch dieses Gesetz nach 
Berlin zu übernehmen. Damit würde auch 
die Bekanntmachung der Neufassung des 
Verschollenheitsgesetzes, zu der Art. 4 § 5 des 
Änderungsgesetzes ermächtigt, in Berlin mög-
lich sein und die vollständige Rechtsanglei-
chung auf dem Gebiete des Verschollenheits-
rechts vollzogen werden können. 

Zu § 9 

§ 9 behandelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
Dabei war zu berücksichtigen, daß das Gesetz 
erst an dem Tage in Kraft treten kann, an 
dem die Konvention innerstaatliches Recht 
der Bundesrepublik wird. 
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Übersetzung   
Zusatzübereinkommen  
über die Abschaffung der Sklaverei,  
des Sklavenhandels  
und sklavereiähnlicher Einrichtungen und Praktiken  
Abgeschlossen in Genf am 7. September 1956 
Von der Bundesversammlung genehmigt am 17. Juni 19641 
Schweizerische Beitrittsurkunde hinterlegt am 28. Juli 1964 
In Kraft getreten für die Schweiz am 28. Juli 1964 

 (Stand am 22. September 2021) 

 

Präambel   
Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens 

In der Erwägung, dass die Freiheit das angeborene Recht jedes Menschen ist, 

Eingedenk der Tatsache, dass die Völker der Vereinten Nationen in der Satzung2 
ihren Glauben an die Würde und den Wert der menschlichen Person erneut bekräf-
tigt haben, 

In der Erwägung, dass in der von der Generalversammlung der Vereinten Nationen 
als das von allen Völkern und Nationen zu erreichende gemeinsame Ideal verkünde-
ten Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte festgestellt wird, dass niemand in 
Sklaverei oder Knechtschaft gehalten werden darf und dass Sklaverei und Sklaven-
handel in jeder Form verboten sein sollen, 

In Anerkennung der Tatsache, dass seit dem Abschluss des am 25. September 19263 
in Genf unterzeichneten Sklavereiabkommens, durch welches die Abschaffung der 
Sklaverei und des Sklavenhandels sichergestellt werden sollte, weitere Fortschritte 
zur Erreichung dieses Ziels gemacht worden sind, 

In Anbetracht des Übereinkommens über Zwangs- oder Pflichtarbeit von 19304 und 
weiterer, von der Internationalen Arbeitsorganisation in bezug auf Zwangsoder 
Pflichtarbeit unternommener Schritte, 

jedoch in dem Bewusstsein, dass Sklaverei, Sklavenhandel und sklavereiähnliche 
Einrichtungen und Praktiken noch nicht in allen Teilen der Welt beseitigt sind, 

haben daher beschlossen, das Abkommen von 1926, das in Kraft bleibt, nunmehr 
durch den Abschluss eines Zusatzübereinkommens zu ergänzen mit dem Ziel, so-
wohl die nationalen als auch die internationalen Bemühungen um die Abschaffung 

  

 AS 1965 135; BBl 1963 II 1523 
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der Sklaverei, des Sklavenhandels und sklavereiähnlicher Einrichtungen und Prakti-
ken zu verstärken, und 

sind wie folgt übereingekommen: 

Teil I 
Sklavereiähnliche Einrichtungen und Praktiken 

Art. 1 

Jeder Vertragsstaat dieses Übereinkommens trifft alle durchführbaren und notwen-
digen gesetzgeberischen und sonstigen Massnahmen, um schrittweise und so bald 
wie möglich die vollständige Abschaffung der folgenden Einrichtungen und Prakti-
ken oder den Verzicht darauf herbeizuführen, soweit sie noch bestehen und ohne 
Rücksicht darauf, ob sie unter die in Artikel 1 des am 25. September 1926 in Genf 
unterzeichneten Sklavereiabkommens enthaltene Begriffsbestimmung fallen: 

a. Schuldknechtschaft, d. h. eine Rechtsstellung oder eine Lage, die dadurch 
entsteht, dass ein Schuldner als Sicherheit für eine Schuld seine persönlichen 
Dienstleistungen oder diejenigen einer von ihm abhängigen Person verpfän-
det, wenn der in angemessener Weise festgesetzte Wert dieser Dienstleistun-
gen nicht zur Tilgung der Schuld dient oder wenn diese Dienstleistungen 
nicht sowohl nach ihrer Dauer wie auch nach ihrer Art begrenzt und be-
stimmt sind; 

b. Leibeigenschaft, d. h. die Stellung einer Person, die durch Gesetz, Gewohn-
heitsrecht oder Vereinbarung verpflichtet ist, auf einem einer anderen Person 
gehörenden Grundstück zu leben und zu arbeiten und dieser Person be-
stimmte entgeltliche oder unentgeltliche Dienste zu leisten, ohne seine Stel-
lung selbständig ändern zu können; 

c. Einrichtungen und Praktiken, durch die 

(i) eine Frau, ohne ein Weigerungsrecht zu besitzen, gegen eine an ihre El-
tern, ihren Vormund, ihre Familie oder eine andere Person oder Perso-
nengruppe gegebene Geld- oder Naturalleistung zur Ehe versprochen 
oder verheiratet wird, 

(ii) der Ehemann einer Frau, seine Familie oder seine Sippe berechtigt ist, 
sie gegen Entgelt oder in anderer Weise an eine andere Person abzutre-
ten, 

(iii) eine Frau beim Tode ihres Ehemannes an eine andere Person vererbt 
werden kann; 

d. Einrichtungen oder Praktiken, durch die ein Kind oder ein Jugendlicher un-
ter achtzehn Jahren von seinen Eltern oder einem Elternteil oder seinem 
Vormund entgeltlich oder unentgeltlich einer anderen Person übergeben 
werden, in der Absicht, das Kind oder den Jugendlichen oder seine Arbeits-
kraft auszunutzen. 
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Art. 2 

Um den in Artikel 1 Buchstabe c erwähnten Einrichtungen und Praktiken ein Ende 
zu bereiten, verpflichten sich die Vertragsstaaten, dort, wo es angebracht erscheint, 
ein angemessenes Mindestalter zur Eheschliessung festzusetzen sowie die Anwen-
dung von Verfahren zu begünstigen, wonach die Zustimmung beider Ehegatten vor 
einer zuständigen zivilen oder religiösen Behörde frei zum Ausdruck gebracht 
werden kann, sowie die Eintragung der Eheschliessungen zu fördern.  
Teil II 
Sklavenhandel 

Art. 3 

1.  Die Beförderung oder der Versuch der Beförderung von Sklaven aus einem Land 
in ein anderes, gleichgültig, mit weichen Beförderungsmitteln sie erfolgt, oder die 
Teilnahme daran soll eine strafbare Handlung nach den Gesetzen der Vertragsstaaten 
dieses Übereinkommens sein; Personen, die einer solchen strafbaren Handlung 
überführt werden, sollen sehr schwer bestraft werden. 

2. a. Die Vertragsstaaten treffen alle wirksamen Massnahmen, um Schiffe und 
Luftfahrzeuge, die ihre Flagge führen dürfen, an der Beförderung von Skla-
ven zu hindern und um Personen, die solcher Handlungen oder der Benut-
zung nationaler Flaggen für diesen Zweck schuldig werden, zu bestrafen. 

b. Die Vertragsstaaten treffen alle wirksamen Massnahmen, um sicherzustellen, 
dass ihre Häfen, Flugplätze und Küsten nicht zur Beförderung von Sklaven 
benutzt werden. 

3.  Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens tauschen Informationen aus, um die 
praktische Koordinierung der von ihnen zur Bekämpfung des Sklavenhandels ge-
troffenen Massnahmen sicherzustellen, und unterrichten einander über jeden Fall 
von Sklavenhandel und jeden Versuch, eine strafbare Handlung dieser Art zu bege-
hen, der zu ihrer Kenntnis gelangt. 

Art. 4 

Jeder Sklave, der an Bord eines Schiffes eines Vertragsstaates Zuflucht sucht, wird 
ipso facto frei.  
Teil III 
Sklaverei und sklavereiähnliche Einrichtungen und Praktiken 

Art. 5 

In einem Land, in dem die Abschaffung der Sklaverei oder der in Artikel 1 erwähn-
ten Einrichtungen oder Praktiken oder der Verzicht darauf noch nicht in vollem Um-
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fang erfolgt ist, soll das Verstümmeln, Brandmarken oder sonstige Kennzeichnen 
eines Sklaven oder einer Person in sklavereiähnlicher Stellung zur Bezeichnung 
dieser Stellung oder als Strafe oder aus irgendeinem anderen Grunde oder die Teil-
nahme daran eine strafbare Handlung nach den Gesetzen der Vertragsstaaten dieses 
Übereinkommens sein; Personen, die solcher strafbarer Handlungen überführt wer-
den, werden bestraft. 

Art. 6 

1.  Die Versklavung einer Person oder die Anstiftung einer Person, sich oder eine 
von ihr abhängige Person durch Aufgabe der Freiheit in Sklaverei zu geben, oder der 
Versuch dazu oder die Teilnahme daran oder die Beteiligung an einer Verabredung 
zur Durchführung solcher Handlungen soll eine strafbare Handlung nach den Geset-
zen der Vertragsstaaten dieses Übereinkommens sein; Personen, die solcher strafba-
rer Handlungen überführt werden, werden bestraft. 

2.  Vorbehaltlich des einleitenden Absatzes des Artikels 1 findet Absatz 1 des vor-
liegenden Artikels auch Anwendung auf die Anstiftung einer Person, sich oder eine 
von ihr abhängige Person in eine sklavereiähnliche Stellung zu geben, die auf einer 
der in Artikel 1 erwähnten Einrichtungen oder Praktiken beruht, auf jeden Versuch, 
solche Handlungen zu begehen, auf die Teilnahme daran und auf die Beteiligung an 
einer Verabredung zur Durchführung solcher Handlungen.  
Teil IV 
Begriffsbestimmungen 

Art. 7 

Im Sinne dieses Übereinkommens bedeutet: 

a. «Sklaverei», wie in dem Sklavereiabkommen von 1926 bestimmt wird, die 
Rechtsstellung oder Lage einer Person, an der einzelne oder alle der mit dem 
Eigentumsrecht verbundenen Befugnisse ausgeübt werden, und «Sklave» ei-
ne Person in einer solchen Rechtsstellung oder Lage; 

b. «eine Person in sklavereiähnlicher Stellung» eine Person in einer Rechtsstel-
lung oder Lage, die auf einer der in Artikel 1 erwähnten Einrichtungen oder 
Praktiken beruht; 

c. «Sklavenhandel» jeden Akt der Festnahme, des Erwerbs oder der Veräusse-
rung einer Person in der Absicht, sie zum Sklaven zu machen; jede Hand-
lung zum Erwerb eines Sklaven in der Absicht, ihn zu verkaufen oder zu 
tauschen; jede Handlung zur Veräusserung einer zum Verkauf oder Tausch 
erworbenen Person durch Verkauf oder Tausch und ganz allgemein jeden 
Akt des Handels mit Sklaven oder der Beförderung von Sklaven, gleichgül-
tig, mit welchen Beförderungsmitteln sie erfolgt.  
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Teil V 
Zusammenarbeit zwischen den Vertragsstaaten und Übermittlung 
von Informationen 

Art. 8 

1.  Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens verpflichten sich, zur Durchführung 
der vorstehenden Bestimmungen miteinander und mit den Vereinten Nationen 
zusammenzuarbeiten. 

2.  Die Vertragsstaaten verpflichten sich, dem Generalsekretär der Vereinten Natio-
nen Abschriften aller Gesetze, anderer Rechtsvorschriften und Verwaltungsanord-
nungen zu übermitteln, die sie zur Durchführung der Bestimmungen dieses Überein-
kommens erlassen oder in Kraft gesetzt haben. 

3.  Der Generalsekretär übermittelt die gemäss Absatz 2 erhaltenen Informationen 
den anderen Vertragsstaaten und dem Wirtschafts- und Sozialrat als Teil der Unter-
lagen für alle etwaigen Beratungen des Rates mit dem Zweck, weitere Empfehlun-
gen zur Abschaffung der Sklaverei, des Sklavenhandels oder der Einrichtungen und 
Praktiken zu machen, die den Gegenstand dieses Übereinkommens bilden.  
Teil VI 
Schlussbestimmungen 

Art. 9 

Zu diesem Übereinkommen können keine Vorbehalte gemacht werden. 

Art. 10 

Alle Streitigkeiten zwischen Vertragsstaaten dieses Übereinkommens über seine 
Auslegung oder Anwendung, die nicht durch Verhandlungen beigelegt werden, sind 
auf Klage einer der an dem Streit beteiligten Parteien dem Internationalen Gerichts-
hof zu unterbreiten, sofern die betroffenen Parteien kein anderes Streitregelungsver-
fahren vereinbaren. 

Art. 11 

1.  Dieses Übereinkommen liegt bis zum 1. Juli 1957 für jeden Mitgliedstaat der 
Vereinten Nationen oder einer Spezialorganisation zur Unterzeichnung auf. Es 
bedarf der Ratifizierung durch die Unterzeichnerstaaten; die Ratifikationsurkunden 
werden bei dem Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt, der alle Unter-
zeichnerstaaten und beitretenden Staaten davon in Kenntnis setzt. 

2.  Nach dem 1. Juli 1957 liegt dieses Übereinkommen für jeden Mitgliedstaat der 
Vereinten Nationen oder einer Spezialorganisation oder für jeden anderen Staat zum 
Beitritt auf, der von der Generalversammlung der Vereinten Nationen aufgefordert 
wird, ihm beizutreten. Der Beitritt erfolgt durch Hinterlegung einer förmlichen 
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Urkunde bei dem Generalsekretär der Vereinten Nationen, der alle Unterzeichner-
staaten und beitretenden Staaten davon in Kenntnis setzt. 

Art. 12 

1.  Dieses Übereinkommen findet Anwendung auf alle nicht unter Selbstregierung 
stehenden, alle treuhänderisch verwalteten, Kolonial- und sonstigen Gebiete aus-
serhalb des Mutterlandes, deren internationale Beziehungen ein Vertragsstaat wahr-
nimmt; der betreffende Vertragsstaat erklärt vorbehaltlich des Absatzes 2 anlässlich 
der Unterzeichnung, der Ratifizierung oder des Beitritts, auf welches Gebiet oder 
welche Gebiete ausserhalb des Mutterlandes das Übereinkommen ipso facto auf 
Grund dieser Unterzeichnung, dieser Ratifizierung oder dieses Beitritts Anwendung 
findet. 

2.  In allen Fällen, in denen die vorherige Zustimmung eines Gebietes ausserhalb des 
Mutterlandes nach den verfassungsrechtlichen Vorschriften oder Übungen des 
Vertragsstaates oder des Gebietes ausserhalb des Mutterlandes erforderlich ist, ist 
der betreffende Vertragsstaat bestrebt, die benötigte Zustimmung des Gebietes 
ausserhalb des Mutterlandes innerhalb eines Zeitabschnittes von zwölf Monaten 
nach der Unterzeichnung des Übereinkommens durch das Mutterland zu erwirken; 
liegt diese Zustimmung vor, so notifliziert sie der Vertragsstaat dem Generalsekre-
tär. Dieses Übereinkommen findet auf jedes in dieser Notifizierung genannte Gebiet 
mit dem Tage ihres Eingangs bei dem Generalsekretär Anwendung. 

3.  Nach Ablauf des in Absatz 2 erwähnten Zeitabschnitts von zwölf Monaten teilen 
die betreffenden Vertragsstaaten dem Generalsekretär das Ergebnis der Konsultatio-
nen mit denjenigen Gebieten ausserhalb des Mutterlandes mit, für deren internatio-
nale Beziehungen sie verantwortlich sind und die gegebenenfalls der Anwendung 
dieses Übereinkommens noch nicht zugestimmt haben. 

Art. 13 

1.  Dieses Übereinkommen tritt zu dem Zeitpunkt in Kraft, in dem zwei Staaten 
Vertragsparteien desselben geworden sind. 

2.  In der Folge tritt es für jeden Staat und jedes Gebiet im Zeitpunkt der Hinterle-
gung der Ratifikationsoder Beitrittsurkunde dieses Staates oder der Notifizierung 
über die Anwendung auf dieses Gebiet in Kraft. 

Art. 14 

1.  Die Anwendung dieses Übereinkommens wird in aufeinanderfolgende Zeitab-
schnitte von jeweils drei Jahren aufgeteilt, deren erster mit dem Inkrafttreten des 
Übereinkommens gemäss Artikel 13 Absatz 1 beginnt. 

2.  Jeder Vertragsstaat kann dieses Übereinkommen durch eine von ihm an den 
Generalsekretär spätestens sechs Monate vor Beendigung des laufenden Zeitab-
schnitts von drei Jahren gerichtete Mitteilung kündigen. Der Generalsekretär setzt 
alle anderen Vertragsstaaten von dieser Mitteilung sowie vom Zeitpunkt ihres Ein-
gangs in Kenntnis. 



Abschaffung der Sklaverei, des Sklavenhandels und sklavereiähnlicher  
Einrichtungen und Praktiken. Zusatzübereinkommen 

7 

0.311.371 

3.  Die Kündigungen werden nach Beendigung des laufenden Zeitabschnitts von drei 
Jahren wirksam. 

4.  In Fällen, in denen dieses Übereinkommen gemäss Artikel 12 auf ein Gebiet aus-
serhalb des Mutterlandes eines Vertragsstaates anwendbar geworden ist, kann dieser 
Vertragsstaat jederzeit danach mit Zustimmung des betreffenden Gebietes dem 
Generalsekretär der Vereinten Nationen mitteilen, dass das Übereinkommen für 
dieses Gebiet gesondert gekündigt wird. Die Kündigung wird ein Jahr nach dem 
Zeitpunkt des Eingangs dieser Mitteilung beim Generalsekretär wirksam, der alle 
anderen Vertragsstaaten von dieser Mitteilung sowie vom Zeitpunkt ihres Eingangs 
in Kenntnis setzt. 

Art. 15 

Dieses Übereinkommen, dessen chinesischer, englischer, französischer, russischer 
und spanischer Wortlaut gleichermassen verbindlich sind, wird im Archiv des Sekre-
tariats der Vereinten Nationen hinterlegt. Der Generalsekretär erstellt davon beglau-
bigte Abschriften zur Übermittlung an die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens 
sowie an alle anderen Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen und der Spezialorga-
nisationen. 

Zu Urkund dessen haben die von ihren Regierungen hierzu gehörig bevollmächtigten 
Unterzeichneten dieses Übereinkommen an dem neben ihrer Unterschrift jeweils 
vermerkten Tage unterschrieben. 

Geschehen am Europäischen Sitz der Vereinten Nationen in Genf, am siebten Sep-
tember eintausendneunhundertsechsundfünfzig.  
(Es folgen die Unterschriften)         
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Geltungsbereich am 22. September 20215   
     

Vertragsstaaten Ratifikation 
Beitritt (B) 
Nachfolge-
erklärung (N) 

 Inkrafttreten  

     
     

Afghanistan 16. November 1966 B 16. November 1966 
Albanien   6. November 1958 B   6. November 1958 
Algerien 31. Oktober 1963 B 31. Oktober 1963 
Antigua und Barbuda 25. Oktober 1988 N   1. November 1981 
Argentinien 13. August 1964 B 13. August 1964 
Aserbaidschan 16. August 1996 B 16. August 1996 
Äthiopien 21. Januar 1969 B 21. Januar 1969 
Australien   6. Januar 1958   6. Januar 1958 
    Alle nicht unter Selbstregierung  
    stehenden, alle treuhänderisch  
    verwalteten und anderen Gebiete  
    ausserhalb des Mutterlandes, die  
    Australien in den internationalen  
    Beziehungen vertritt 

  6. Januar 1958   6. Januar 1958 

Bahamas 10. Juni 1976 N 10. Juli 1973 
Bahrain 27. März 1990 B 27. März 1990 
Bangladesch   5. Februar 1985 B   5. Februar 1985 
Barbados   9. August 1972 N 30. November 1966 
Belarus   5. Juni 1957   5. Juni 1957 
Belgien 13. Dezember 1962 13. Dezember 1962 
Bolivien   6. Oktober 1983 B   6. Oktober 1983 
Bosnien und Herzegowina   1. September 1993 N   6. März 1992 
Brasilien   6. Januar 1966 B   6. Januar 1966 
Bulgarien 21. August 1958 21. August 1958 
Chile 20. Juni 1995 B 20. Juni 1995 
China     
    Hongkong a 10. Juni 1997   1. Juli 1997 
    Macau b 13. Dezember 1999 20. Dezember 1999 
Chinesisches Taipei (Taiwan) 28. Mai 1959 28. Mai 1959 
Côte d’Ivoire 10. Dezember 1970 B 10. Dezember 1970 
Dänemark 24. April 1958 24. April 1958 
Deutschland 14. Januar 1959 14. Januar 1959 
Dominica 17. August 1994 N   3. November 1978 
Dominikanische Republik 31. Oktober 1962 B 31. Oktober 1962 
Dschibuti 21. März 1979 B 21. März 1979 
     
     

  

5  AS 1965 135; 1972 721; 1980 221, 1982 1307; 1984 224; 1986 321; 1987 798; 1991 944; 
2005 1147; 2008 3745; 2017 2481; 2021 579. Eine aktualisierte Fassung des Geltungs-
bereichs ist auf der Publikationsplattform des Bundesrechts «Fedlex» unter folgender  
Adresse veröffentlicht www.fedlex.admin.ch/de/treaty. 
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Vertragsstaaten Ratifikation 
Beitritt (B) 
Nachfolge-
erklärung (N) 

 Inkrafttreten  

     
     

Ecuador 29. März 1960 B 29. März 1960 
Fidschi 12. Juni 1972 N 10. Oktober 1970 
Finnland   1. April 1959 B   1. April 1959 
Frankreich 26. Mai 1964 26. Mai 1964 
    Alle Hoheitsgebiete der  
    Französischen Republik 

26. Mai 1964 26. Mai 1964 

Ghana   3. Mai 1963 B   3. Mai 1963 
Griechenland 13. Dezember 1972 13. Dezember 1972 
Guatemala 11. November 1983 11. November 1983 
Guinea 14. März 1977 B 14. März 1977 
Haiti 12. Februar 1958 12. Februar 1958 
Indien 23. Juni 1960 23. Juni 1960 
Irak 30. September 1963 30. September 1963 
Iran 30. Dezember 1959 B 30. Dezember 1959 
Irland 18. September 1961 B 18. September 1961 
Island 17. November 1965 B 17. November 1965 
Israel* 23. Oktober 1957 23. Oktober 1957 
Italien 12. Februar 1958 12. Februar 1958 
Jamaika 30. Juli 1964 N   6. August 1962 
Jordanien 27. September 1957 B 27. September 1957 
Kambodscha 12. Juni 1957 B 12. Juni 1957 
Kamerun 27. Juni 1984 B 27. Juni 1984 
Kanada 10. Januar 1963 10. Januar 1963 
Kasachstan   1. Mai 2008 B   1. Mai 2008 
Kirgisistan   5. September 1997 B   5. September 1997 
Kongo (Brazzaville) 25. August 1977 B 25. August 1977 
Kongo (Kinshasa) 28. Februar 1975 B 28. Februar 1975 
Kroatien 12. Oktober 1992 N   8. Oktober 1991 
Kuba 21. August 1963 21. August 1963 
Kuwait 18. Januar 1963 B 18. Januar 1963 
Laos   9. September 1957 B   9. September 1957 
Lesotho   4. November 1974 N   4. Oktober 1966 
Lettland 14. April 1992 B 14. April 1992 
Luxemburg   1. Mai 1967   1. Mai 1967 
Lybien 16. Mai 1989 16. Mai 1989 
Madagaskar 29. Februar 1972 B 29. Februar 1972 
Malawi   2. August 1965 B   2. August 1965 
Malaysia 18. November 1957 B 18. November 1957 
Mali   2. Februar 1973 B   2. Februar 1973 
Malta   3. Januar 1966 N 21. September 1964 
Marokko 11. Mai 1959 B 11. Mai 1959 
Mauretanien   6. Juni 1986 B   6. Juni 1986 
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Vertragsstaaten Ratifikation 
Beitritt (B) 
Nachfolge-
erklärung (N) 

 Inkrafttreten  

     
     

Mauritius 18. Juli 1969 N 12. März 1968 
Mexiko 30. Juni 1959 30. Juni 1959 
Mongolei 20. Dezember 1968 B 20. Dezember 1968 
Montenegro 23. Oktober 2006 N   3. Juni 2006 
Nepal   7. Januar 1963 B   7. Januar 1963 
Neuseeland 26. April 1962 B 26. April 1962 
    Cook-Inseln 26. April 1962 26. April 1962 
    Niue 26. April 1962 26. April 1962 
    Tokelau 26. April 1962 26. April 1962 
Nicaragua 14. Januar 1986 B 14. Januar 1986 
Niederlande   3. Dezember 1957   3. Dezember 1957 
    Aruba c   3. Dezember 1957   3. Dezember 1957 
    Curaçao   3. Dezember 1957   3. Dezember 1957 
    Karibische Gebiete (Bonaire,  
    Sint Eustatius und Saba)   3. Dezember 1957   3. Dezember 1957 
    Sint Maarten   3. Dezember 1957   3. Dezember 1957 
Niger 22. Juli 1963 B 22. Juli 1963 
Nigeria 26. Juni 1961 N   1. Oktober 1960 
Nordmazedonien 18. Januar 1994 N 17. November 1991 
Norwegen   3. Mai 1960   3. Mai 1960 
Österreich   7. Oktober 1963 B   7. Oktober 1963 
Pakistan 20. März 1958 20. März 1958 
Palästina 22. März 2018 B 22. März 2018 
Paraguay 27. September 2007 B 27. September 2007 
Philippinen 17. November 1964 B 17. November 1964 
Polen 10. Januar 1963 10. Januar 1963 
Portugal 10. August 1959 10. August 1959 
Ruanda   4. Oktober 2006 B   4. Oktober 2006 
Rumänien 13. November 1957 13. November 1957 
Russland 12. April 1957 30. April 1957 
Salomoninseln   3. September 1981 N   7. Juli 1978 
Sambia 26. März 1973 N 24. Oktober 1964 
San Marino 29. August 1967 29. August 1967 
St. Lucia 14. Februar 1990 N 22. Februar 1979 
St. Vincent und die Grenadinen   9. November 1981 B   9. November 1981 
Saudi-Arabien   5. Juli 1973 B   5. Juli 1973 
Schweden 28. Oktober 1959 B 28. Oktober 1959 
Schweiz 28. Juli 1964 B 28. Juli 1964 
Senegal 19. Juli 1979 B 19. Juli 1979 
Serbien und Montenegro 12. März 2001 N 27. April 1992 
Seychellen   5. Mai 1992 B   5. Mai 1992 
Sierra Leone 13. März 1962 N 27. April 1961 
Simbabwe   1. Dezember 1998 N 18. April 1980 
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Vertragsstaaten Ratifikation 
Beitritt (B) 
Nachfolge-
erklärung (N) 

 Inkrafttreten  

     
     

Singapur 28. März 1972 N   9. August 1965 
Slowakei 28. Mai 1993 N   1. Januar 1993 
Slowenien   6. Juli 1992 N 25. Juni 1991 
Spanien 21. November 1967 B 21. November 1967 
Sri Lanka 21. März 1958 21. März 1958 
Sudan   9. September 1957   9. September 1957 
Suriname 12. Oktober 1979 N 25. November 1975 
Syrien 17. April 1958 B 17. April 1958 
Tansania 28. November 1962 B 28. November 1962 
Togo   8. Juli 1980 B   8. Juli 1980 
Trinidad und Tobago 11. April 1966 N 31. August 1962 
Tschechische Republik 22. Februar 1993 N   1. Januar 1993 
Tunesien 15. Juli 1966 B 15. Juli 1966 
Türkei 17. Juli 1964 17. Juli 1964 
Turkmenistan   1. Mai 1997 B   1. Mai 1997 
Uganda 12. August 1964 B 12. August 1964 
Ukraine   3. Dezember 1958   3. Dezember 1958 
Ungarn 26. Februar 1958 26. Februar 1958 
Uruguay   7. Juni 2001 B   7. Juni 2001 
Vereinigte Arabische Emirate 17. April 1958 B 17. April 1958 
Vereinigte Staaten*   6. Dezember 1967 B   6. Dezember 1967 
    Alle Gebiete, deren  
    internationale Beziehungen von  
    den Vereinigten Staaten  
    wahrgenommen werden 

  6. Dezember 1967   6. Dezember 1967 

Vereinigtes Königreich 30. April 1957 30. April 1957 
    Bermudas   6. September 1957   6. September 1957 
    Falklandinseln   6. September 1957   6. September 1957 
    Gibraltar   6. September 1957   6. September 1957 
    Insel Man 30. April 1957 30. April 1957 
    Kanalinseln 30. April 1957 30. April 1957 
    St. Christoph und Nevis  
    (St. Kitts und Nevis) 

  6. September 1957   6. September 1957 

    St. Helena   6. September 1957   6. September 1957 
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Vertragsstaaten Ratifikation 
Beitritt (B) 
Nachfolge-
erklärung (N) 

 Inkrafttreten  

     
     

Zentralafrikanische Republik 30. Dezember 1970 B 30. Dezember 1970 
Zypern 11. Mai 1962 N 16. August 1960 
     

* Vorbehalte und Erklärungen. 
 Die Vorbehalte und Erklärungen werden in der AS nicht veröffentlicht, mit Ausnahme 

jener der Schweiz. Die französischen und englischen Texte können auf der Internetseite der 
Vereinten Nationen: http://treaties.un.org/ > Enregistrement et Publication > Recueil des 
Traités des Nations Unies eingesehen oder bei der Direktion für Völkerrecht, Sektion 
Staatsverträge, 3003 Bern, bezogen werden. 

 
a Vom 6. Sept. 1957 bis zum 30. Juni 1997 war das Übereink. auf Grund einer Ausdehnungs-

erklärung des Vereinigten Königreichs in Hongkong anwendbar. Seit dem 1. Juli 1997  
bildet Hongkong eine Besondere Verwaltungsregion (SAR) der Volksrepublik China. Auf 
Grund der chinesischen Erkl. vom 10. Juni 1999 ist das Übereink. seit dem 1. Juli 1997 
auch in der SAR Hongkong anwendbar. 

b Vom 27. April 1999 bis zum 19. Dez. 1999 war das Übereink. auf Grund einer Ausdeh-
nungserklärung Portugals in Macau anwendbar. Seit dem 20. Dez. 1999 bildet Macau eine 
Besondere Verwaltungsregion (SAR) der Volksrepublik China. Auf Grund der chinesi-
schen Erkl. vom 13. Dez. 1999 ist das Übereink. seit dem 20. Dez. 1999 auch in der SAR 
Macau anwendbar. 

c Am 1. Jan. 1986 erhielt die Insel Aruba, die ein Teil der Niederländischen Antillen war, die 
innere Autonomie innerhalb des Königreichs der Niederlande. Diese Änderung betrifft nur 
die internen verfassungsrechtlichen Beziehungen innerhalb des Königreichs der Nieder-
lande.   

Erweiterung des territorialen Geltungsbereiches  
Erklärungen gemäss Artikel 12 des Zusatzübereinkommens   
Erweiterung Erklärung  Inkrafttreten  

Australien     
Alle nicht unter Selbstregierung 
stehenden, alle treuhänderisch 
verwalteten und anderen Gebiete 
ausserhalb des Mutterlandes, die 
Australien in den internationalen 
Beziehungen vertritt 

 
 
 
 
 
  6. Januar 

 
 
 
 
 
1958 

 
 
 
 
 
  6. Januar 

 
 
 
 
 
1958 

Frankreich     
Alle Gebiete der Französi-
schen Republik (französisches 
Mutterland, überseeische 
Departemente und Gebiete) 

 
 
 
26. Mai 

 
 
 
1964 

 
 
 
26. Mai 

 
 
 
1964 
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Erweiterung Erklärung  Inkrafttreten  

Neuseeland     
Cook-Inseln, Niue- und  
Tokelau-Inseln 

 
26. April 

 
1962 

 
26. April 

 
1962 

Niederlande     
Niederl. Antillen   3. Dezember 1957   3. Dezember 1957 

Vereinigte Staaten     
Alle Gebiete, deren auswärtige 
Beziehungen von den Vereinigten 
Staaten wahrgenommen werden 

 
 
  6. Dezember 

 
 
1967 

 
 
  6. Dezember 

 
 
1967 

Vereinigtes Königreich     
Anglonormannische Inseln,  
Insel Man 

30. April 1957 30. April 1957 

Bermudas, Brunei, Falkland-Inseln, 
Gibraltar, Belize, Hongkong,  
Montserrat, St. Kitts und Nevis,  
St. Helena, Jungfern-Inseln 

 
 
 
  6. September 

 
 
 
1957 

 
 
 
  6. September 

 
 
 
1957 
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